Die tschechoslowakische Frage in der deutschen und internationalen Politik 1918 bis 1948 by Bamberger-Stemmann, Sabine
492 Bohemia Band 40 (1999) 
Nr. 27: Deutsch-, tschechisch- und lateinischsprachige Johannes-von-Nepomuk-
Predigten des 18. Jahrhunderts in Böhmen (Kristina KaUert, Regensburg). 
Nr. 28: Russische Emigranten in der Tschechoslowakei zwischen den Weltkriegen 
(Isabel Jochims, Köln). 
Nr. 29: Reform und Modernisierungsdiskurse in der CSSR und der DDR vor dem 
„Prager Frühling" 1962-1968 (Maria Köhler-Baur, Dresden). 
Zudem lagen 1999 Informations- und Werbemateriahen von wissenschafthchen 
Einrichtungen und von Verlagen (Handbuch der Historischen Stätten: Böhmen und 
Mähren; Zeitschrift Kolon, J.P. Purkyne-Universität Aussig/Ústí nad Labem) aus. 
D I E T S C H E C H O S L O W A K I S C H E F R A G E I N D E R 
D E U T S C H E N U N D I N T E R N A T I O N A L E N P O L I T I K 
1918 BIS 1948 
Ein thematisch wie zeitiich weites Feld beschäftigte die Deutsch-Tschechische 
und Deutsch-Slowakische Historikerkommission auf ihrer von Hans Mommsen 
(Feldafing) konzipierten Tagung vom 17. bis 21. März 1999 im Haus Rissen in Ham­
burg. 
Ein erster Fragenkreis galt der tschechoslowakischen und der deutschen Völker­
bund- und Europapohtik und in diesem Zusammenhang dem Spezialgebiet des Min-
derheitenschutzes. Die zweite Sektion hatte das pohtische wie zeitliche Umfeld des 
Münchener Abkommens zum Thema, im dritten Block wurden Aspekte der Wieder­
errichtung einer staatlichen Souveränität für Tschechen und Slowaken nach „Mün­
chen" behandelt. Abschheßend kamen die Nachkriegskonzeptionen der Westmächte 
ab 1945 und die Außenpolitik der Tschechoslowakei nach dem Umsturz von 1948 
zur Sprache. 
Jan Křen (Prag) beschäftigte sich in seinem einleitenden Vortrag mit der Lage der 
„Tschechen und Slowaken in der deutschen und österreichischen PoHtik vor 1918". 
Er ordnete sie in ein Dreieck zwischen der Staatsmacht Habsburg sowie den Interes­
sen Bismarcks und den Nationalitäten selbst ein. Dabei konzentrierte er sich vor­
nehmhch auf die hochkomphzierten Strukturen moderner GeseUschaftsbüdung in 
beiden nationalen Gruppen. Im Hinbhck auf ihre Wirkung außerhalb des eigenen 
Landes hob er die kultureUen Aspekte hervor. Daneben würdigte er die Bedeutung 
der alldeutschen Bewegungen. Die divergierenden poHtischen Konzeptionen Berhns 
und Wiens verdeutlichte Křen an der Idee des mährischen Ausgleichs und den Re­
formbestrebungen des Kreises um den Thronfolger Franz Ferdinand sowie an dem 
beständigen Vorwurf aus BerHn an die Adresse Wiens, mit zu „weicher" PoHtik die 
Stabilität der habsburgischen Herrschaft in Böhmen zu gefährden. In Kontrast dazu 
setzte er den „liberalen Nationahsmus" der Naumannschen Mitteleuropa-Konzep­
tion. Abschheßend zeigte er die Wendung der reichsdeutschen Böhmenpohtik zwi­
schen 1917 und 1918: Während der einer „gigantischen nationalistischen Linie" des 
Reiches verpflichtete Vertrag von Brest-Litowsk die Vorsteüung einer Protektorats-
Chronik 493 
pohtik gegenüber dem 1917 wiedergegründeten polnischen Staat, zugleich aber Tole­
ranz gegenüber den nationalen Gruppen in Böhmen einschloß, erhob Berlin im 
letzten Kriegsjahr die Forderung nach einem Böhmen in seinen historischen Gren­
zen unter Mtregierung der Deutschen. 
Die erste Sektion leitete der Vortrag von Eduard Kubů (Prag) über die „Zielset­
zung und Handicaps der Völkerbundpohtik von Edvard Beneš" ein. Kubů bewertete 
den Völkerbund wohl zu Recht als den „Pfeüer der tschechoslowakischen Außen­
pohtik" und des Sicherheitskonzeptes von Beneš. Dabei wurde auch die Schwäche 
des Völkerbundes deuthch, dessen Satzung weder eine Kriegsächtung noch Sank­
tionen gegen Aggressoren vorsah. Die Bewertung des Vertrags von Locarno mußte 
mithin kritisch ausfaUen, da sich mit ihm untrennbar der Eintritt des Reiches in den 
Völkerbund verknüpft hatte. Nach Kubů war es unvermeidlich, daß sich die Tsche­
choslowakei in der Minderheitenfrage über die gesamte Zwischenkriegszeit hinweg 
defensiv verhielt und Benešs Bündnispohtik scheiterte. 
Peter Krüger (Marburg) umriß den Rahmen für die tschechoslowakische Außen­
pohtik der zwanziger Jahre mit der Frage nach der „Sicherheit durch europäische 
Ordnung", bezogen auf die „Tschechoslowakei in der deutschen Konzeption inter­
nationaler PoHtik während der Locarno-Ära". Mit einem Vergleich verschiedener 
Vertragsabschlüsse der frühen zwanziger Jahre belegte er den Ausnahmestatus des 
Locarno-Vertrages. AUein Locarno habe sowohl die PoHtik der Großmächte, ein 
nach dem Ersten Weltkrieg zwangsläufig durch die neuen Staaten verändertes „eu­
ropäisches Konzert" und den Völkerbund in eine Kongruenz überführt. Somit habe 
aUein Locarno die Chance geboten, ein neues Sicherheitssystem in Europa — unter 
Einschluß des Deutschen Reiches — zu etabheren. Damit verbunden war eine erheb­
liche Machtsteigerung des Reiches, da erst jetzt die Revisionsbestrebungen der Wei­
marer Außenpohtik in bezug auf die Ostgrenze mit einiger Aussicht auf Reahsierung 
betrieben werden konnten. Für die Kleine Entente bedeutete Locarno aber letzthch 
das Scheitern, da die Stabilität eines Systems kleiner Staaten — so Krüger — unab­
dingbar von mehr als einer Großmacht garantiert zu werden habe. 
In der intensiven Diskussion beider Vorträge zeigte sich bereits ein Düemma, 
welches die Tagung letzthch bis in ihre Schlußdiskussion nicht überwinden konnte: 
Die Bewertung der tschechoslowakischen Pohtik an der Person und den poHtischen 
Konzeptionen Edvard Benešs engte den Bhckwinkel ein und verhinderte damit auch 
eine Büanzierung der Wirksamkeit der Kleinen Entente und eine Charakterisierung 
der Stabihtät des internationalen Systems in Ostmitteleuropa. 
Sabine Bamberger-Stemmann (Lüneburg/Hamburg) und Bohumüa Ferenčuhová 
(Bratislava) beschäftigten sich mit der Frage des Schutzes nationaler Minderheiten, 
insbesondere auf der Ebene des Genfer Schutzsystems. Bamberger-Stemmann ver­
glich Erfolge und Scheitern dreier verschiedener Mnderheitenschutzsysteme: der 
estländischen Kulturautonomiegesetzgebung von 1925 als Beispiel innerstaatlichen 
Mnderheitenschutzes, der Genfer Konvention für Oberschlesien als ein bilaterales 
Minderheitenschutzsystem unter internationaler Flankierung und schHeßHch des Pe­
titionsverfahrens vor dem Völkerbund in Genf als internationalen, aUerdings aus­
schheßHch auf Europa bezogenen Schutzmechanismus. Dabei steUte sich das Schei­
tern des Genfer Systems als ein Geflecht verschiedenster Aspekte heraus, die von 
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der Nichtbeteüigung der USA bis bin zur Ablehnung des Petitionsverfahrens durch 
die Staaten Ostmitteleuropas und die Reformunfähigkeit des Völkerbundes reichte. 
Ferenčuhová konzentrierte sich auf das Verfahren, das sie als objektiv und — anders 
als Bamberger-Stemmann — insgesamt erfolgreich würdigte. Dabei legte sie besonde­
ren Wert auf die Arbeit des Völkerbundsekretariates und seiner Minderheitenabtei-
lung und wertete die beständigen Klagen der Minderheiten über das unzureichende 
Genfer Schutzsystem als letztlich wenig begründet. 
In der Diskussion betonte Dušan Kováč (Bratislava) noch einmal die Einschät­
zung der slowakischen Arbeitsgruppe zum Genfer Minderheitenschutz, die hohe 
Zahl abgelehnter Petitionen in Genf sei primär darauf zurückzuführen, daß diese 
von deutschen Mnderheiten und damit aus revisionistischen Motiven erhoben wor­
den seien — eine Haltung, die neuere Forschungen zum Genfer Mnderheitenschutz 
in keiner Weise belegen. Hingegen bestätigte Detlef Brandes (Düsseldorf) aus den 
britischen Akten die strikte Weigerung Großbritanniens, sich intensiver mit dem 
Mnderheitenschutz zu beschäftigen und belegte dies auch für die britische Haltung 
während des Krieges und danach. Uneingeschränkt zu folgen ist auch Hans Momm-
sen, der das Scheitern des Genfer Minderheitenschutzes nicht im System selbst und 
seinem Verfahren erbhckte, sondern in den nationalstaathchen Prämissen vor aüem 
der westlichen Garantiemächte. 
Jindřich Dejmek (Prag) leitete den zweiten Themenblock der Tagung ein. Er cha­
rakterisierte die „Deutschlandpolitik der ,Burg' bis zum Jahr 1938" als „gelähmt" 
durch die Bestrebungen der Nationalsozialisten, die Tschechoslowakei als Expansi­
onsraum in Richtung Südosteuropa zu nutzen. Während Prag noch zu Beginn des 
Jahres 1934 die Beziehungen zu Deutschland als korrekt und das innenpohtische 
System des Reiches nach Hitlers Machtergreifung als durchaus stabü einschätzte, sah 
man — Dejmek folgte dabei Beneš — in Mussolinis ItaHen den größten Feind des eu­
ropäischen Friedens. Hingegen fand Dejmek in der — noch nicht endgültig beleg­
ten— Planung Pilsudskis aus dem Winter 1932/33, eine nationalsoziahstische 
Machtergreifung im Reich mktärisch zu verhindern und der angeblichen Weigerung 
Prags, sich daran zu betekgen, keinerlei Beleg für die sich stetig verschlechternden 
Beziehungen zwischen Prag und Warschau, vielmehr höchstens einen Versuchsbal­
lon in Richtung Quk d'Orsay, um die französische Haltung zu überprüfen. 
„Frankreichs PoHtik gegenüber der Tschechoslowakei nach dem Münchener Ab­
kommen" analysierte Yvon Lacaze (Paris). Die Haltung in Paris sei geprägt gewesen 
von tiefem Unverständks für die Folgen von „München" und von einer scharfen 
Ablehnung der tschechoslowakischen PoHtik gegenüber Flüchtlingen und Emigran­
ten. Obwohl Paris die nationalsoziahstische Annexion der Tschechoslowakei nach 
„München" nicht anerkannte, scheiterte die Implementierung einer tschechoslowaki­
schen exüregierung in Paris. Die Gründe sah Lacaze vor aüem in der Hoffnung des 
französischen Außenministeriums, Mussolini aus der Achse herauslösen zu können, 
und in einer Abneigung Daladiers gegenüber Beneš. Daran hätten letzthch auch die 
als gut charakterisierten Beziehungen zwischen Beneš und de GauUe bis 1944 nichts 
ändern können, die beide auf eine Unterstützung der Sowjetunion für die Wiederer­
richtung der Tschechoslowakei rechneten und sich einig waren in ihrer Ablehnung 
der Münchener Beschlüsse. Ein interessantes Schlaglicht auf die Selbständigkeit der 
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Slowakei bot der Konflikt zwischen der Vichy-Regierung und der Slowakei im Früh­
jahr 1942, in dem letztere auf deutschen Druck hin die Forderung nach Anerken­
nung durch Vichy-Frankreich zurückziehen mußte. 
Valerián Bystřičky (Bratislava) charakterisierte „München" in seinem Vortrag über 
die „Probleme der Sicherheitsgarantien für die CSR nach dem Münchener Abkom­
men" als Trauma der Tschechen, denn für sie habe der eigene Staat seine territoriale 
Integrität kcht durchsetzen können, wohingegen die slowakischen Autonomiebe­
strebungen mit der Staatsgründung Hlinkas erfolgreich waren. Bystřičky schUderte 
den Zerfaü der Tschechoslowakei 1938 vor aüem am Beispiel des Besuches des Au­
ßenministers in BerHn im Oktober 1938. Das Ziel des Besuches - der Erhalt der 
Tschechoslowakei - sei nicht zu erreichen gewesen, da BerHn kein Interesse an einer 
durch „München" und die Wiener Schiedssprüche territorial reduzierten Tschecho­
slowakei gehabt habe. Diese Erkenntnis habe in Prag zur Orientierung auf BerHn ge­
führt, zu einer „PoHtik der Resignation". Ob man dies tatsächhch als typischen Aus­
druck der Außenpohtik eines kleinen Staates bezeichnen darf, sei dahingesteUt; außer 
Zweifel steht jedoch die ModeUhafrigkeit solcher außenpolitischer Abhängigkeiten 
kleiner Staaten wie auch die Notwendigkeit, dies als systemisches Phänomen jener 
Zeit in Ostmitteleuropa vergleichend zu untersuchen. 
In der dritten Sektion analysierte Edita Ivaničková (Bratislava) die „Haltung der 
britischen Regierung zur Restitkerung der Tschechoslowakei und die Einflußnahme 
von Edvard Beneš". In ihrem ausschheßHch aus den Akten des Foreign Office erar­
beiteten Vortrag trat das Zögern Großbritanniens, klar zu einem Fortbestand der 
Tschechoslowakei in ihren „Vormünchener" Grenzen SteUung zu beziehen, deuthch 
zutage. AUerdings habe London durchaus die Bedeutung des Restitutionsbeschlusses 
und der Anerkennung der Exüregierung im JuH 1940 für die Stärkung des Wider­
standes gesehen; dabei Heß Ivaničková frekch offen, inwieweit London damit nur 
den tschechischen Widerstand meinte, und welche Konzeption in diesem Zusam­
menhang für die nur de facto anerkannte slowakische RepubHk HHnkas bestand. 
AUein die Anerkennung des Londoner Exüs kann man gewiß kcht als Bestätigung 
der Restitution der Tschechoslowakei in ihrem territorialen Bestand vor München 
bewerten. Ivaničková schUderte ausführlich die reservierte Haltung der britischen 
Regierung zu Edvard Beneš und die Zurückhaltung gegenüber einer Einbindung 
tschechoslowakischer Legionen unter britisches Kommando. Letztlich zog sich die 
Frage nach den Grenzen einer wiedererrichteten Tschechoslowakei bis 1945 bin, 
worauf auch die unterschiedhchen Auffassungen Benešs und des Foreign Office 
über den Kriegsbeginn (1. September 1939 nach der britischen Regierung, Mai oder 
zumindest Oktober 1938 nach Beneš) Einfluß gehabt hätten. 
Die „Vorsteüung der Slowakischen Volkspartei von der künftigen außenpoliti­
schen SteUung der Slowakei" für den Zeitraum von März 1939 bis zum Frühjahr 
1945 untersuchte Ivan Kamenec (Bratislava). Das Leitmotiv der Außenpohtik der 
Hlinka-Partei vor dem 1. September 1939 sah er in einer ausschheßhchen Orientie­
rung auf Polen. Nach der Regierungsübernahme in Bratislava habe es in der Volks­
partei keine außenpoUtische Konzeption gegeben; die slowakische Außenpohtik sei 
dank der SteUung der Volkspartei als autoritäre Staatspartei ohne innenpohtische Rei­
bungsverluste betrieben worden, gelenkt ausschheßHch durch Berlin. Im Vergleich 
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mit dem kroatischen Ustaša-Staat sah Kamenec hier die pure „Aufrechterhaltung des 
Staates" als Hauptziel, wobei er beide Gebilde als „Nebenprodukte der NS-Aggres-
sion" kennzeichnete, d.h. als temporäre Erscheinungen, die nur solange Bestand ha­
ben konnten, wie das Deutsche Reich im Krieg keine Niederlage erlitt. 
Die Frage der Beziehungen der tschechischen und slowakischen Regierungen und 
des Exüs zur Sowjetunion vertiefte Vladislav Mouhs (Prag) in seinem Vortrag: „Der 
Ruck nach Osten. Die Tschechoslowakei und die Sowjetunion 1943-1947". Im Zen­
trum stand dabei der von Beneš forcierte Vertrag mit der Sowjetunion, dem eine 
zenttale Bedeutung für sein Bündnissystem zugunsten einer koUektiven Sicherheit 
Ostmitteleuropas gegen Deutschland zukommen soUte. Eine Alternative dazu sah 
Mouhs nicht und belegte dies mit dem Scheitern des polnischen Exüs bei dem Ver­
such, die Regierungsmacht in Warschau zu erringen. Ebensowenig angebracht seien 
Zweifel an Benešs Überzeugung, mit diesem Vertrag hätte die Grundlage für eine 
unabhängige Tschechoslowakei nach Kriegsende gelegt werden können. Trotz des 
Vertrags habe Beneš noch 1945 die Möghchkeit völliger Unabhängigkeit der Tsche­
choslowakei und freundschaftlicher Beziehungen zu den WestaHiierten gesehen. Ob­
wohl die Einflußnahme von Seiten Moskaus zunehmend verstärkt worden sei, habe 
erst ein Artikel in „Izvestija" vom Dezember 1947 das endgültige Aus für eine Brük-
kenfunktion der Tschechoslowakei zwischen Ost und West bedeutet. Das Bündnis 
mit der Sowjetunion sei, so Mouhs, von einer poHtischen Stütze zu einer ersticken­
den Umarmung mutiert. 
In der Diskussion stand die These von Piotr Wandycz im Vordergrund, wonach 
sich die tschechoslowakische Außenpohtik der zwanziger Jahre für das darauffolgen­
de Jahrzehnt als voUkommen unzureichend erwiesen habe. Diese Situation, so Detlef 
Brandes, habe dazu geführt, daß Beneš nach dem letzthch nutzlosen Bündnis mit 
Frankreich in der Sowjetunion einen starken und entschlossenen Bündnispartner 
gesucht habe. Jan Křen wandte sich entschieden gegen die Wandycz-These und sah 
ausschheßHch das Versagen der Westmächte gegen die deutsche Expansion seit 
„München" als Grund für Benešs Orientierung auf die Sowjetunion in den vierziger 
Jahren. In den dreißiger Jahren habe es für Beneš keinerlei Alternative zu einer An­
bindung an den Westen gegeben. Diese Auffassung stützte VUém Prečan (Prag), der 
die britische PoHtik gegenüber dem tschechischen Exü in London als entscheidend 
dafür ansah, nach 1945 eine Ostorientierung zu wählen. Hingegen wurden die Fol­
gen der Abtretung der Karpatoukrkne für die tschechoslowakisch-sowjetischen Be­
ziehungen in der Diskussion nur in Einzelfragen angerissen. 
Die Bedeutung des Marshall-Plans und insbesondere die Vorgänge zwischen Prag 
und Moskau, die letzthch dazu geführt hätten, daß die Tschechoslowakei nicht in die 
MarshaU-Plan-Hüfen einbezogen wurde, diskutierte Slavomír Mchálek (Bratislava). 
Vor aüem die Umstände der tschechoslowakischen BeteiHgung an der Marshaü-Plan-
Konferenz in Paris 1947 warfen dabei ein Schlaglicht auf die Einflußnahme der 
Sowjetunion auf Prag. Dieser Einfluß sei trotz der schlechten wirtschaftlichen Situa­
tion in der Tschechoslowakei gegen die westlichen Aufbaukonzepte gerichtet ge­
wesen. Zudem hätten beide Großmächte, die USA wie die Sowjetunion, die Tsche­
choslowakei ledighch als Versuchsfeld für den kommenden Kalten Krieg benutzt. 
Michálek unterschied dabei nicht zwischen den MarshaU-Plan-Hilfen, die er einseitig 
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auf Westeuropa gezielt sah, und dem sowjetischen Hegemonialanspruch in Osteuro­
pa. Auch seine Position, die Tschechoslowakei sei der MarshaU-Plan-Hüfen schuld­
los verlustig gegangen, könnte nur dann Zustimmung finden, wenn man aUe poHti­
schen Gesichtspunkte bis hin zu den Machtverhältnissen in Prag 1946 -1948 zwi­
schen Bürgerhchen und Kommunisten ausblendete. Dies betonte in der Diskussion 
Rüdiger Alte (Marburg). 
Manfred Knapp (Hamburg) griff in seinem Vortrag über den MarshaU-Plan hinaus 
und legte „Grundzüge der amerikanischen Europapohtik in der Entstehungsphase 
des Ost-West-Konfliktes 1945-1949" dar. Als Neuorientierung der amerikanischen 
Außenpohtik wertete er die Entscheidung, sich nach der isolationistischen Phase der 
Zwischenkriegszeit überhaupt wieder in Europa zu engagieren. Die USA hätten da­
bei zwei Wege beschritten: zum einen die großangelegten Hüfsmaßnahmen für West­
europa, die letzthch zu einem Faktor der euroatlantischen Integration werden soü­
ten, zum anderen den MarshaU-Plan als ein gesamteuropäisches Programm. Das 
Scheitern der gesamteuropäischen PoHtik habe dazu geführt, daß der MarshaU-Plan 
ebenfaUs zu einem Instrument der Integration Westeuropas in die amerikanische 
Deutschland- und Europapohtik wurde. In der Diskussion steüte Hans Mommsen 
die Gründe für den Rückzug der USA von ihren VorsteUungen, den MarshaU-Plan 
auch auf die Tschechoslowakei und Ungarn auszudehnen, als wichtiges Forschungs­
desiderat heraus. Peter Krüger forderte darüber hinaus die Einbeziehung des Dawes-
Plans, da beide Projekte letzthch dem europäischen Wiederaufbau gewidmet gewe­
sen seien. 
Vladintir Nálevka (Prag) zeichnete in seinem Vortrag „Angloamerikanische Pläne 
für Osttnitteleuropa 1945 — 1948" ein düsteres Büd der außenpolitischen Durchset-
zungsfähigkeit Großbritanniens wie der USA gegen die Wünsche Stalins in Ostmit­
teleuropa. So hätten beide Westmächte die gewaltsame sowjetische Expansion in 
Ost- und Ostmitteleuropa toleriert; Roosevelts Haltung zu Statins Absichten in Eu­
ropa sei davon geprägt gewesen, daß sich die Kriegsziele der USA vornehmhch auf 
den pazifischen Raum konzentriert hätten. 
Abschließend behandelte Vilém Prečan den „Prager Umsturz 1948 und die au-
ßenpolitische IsoHerung der CSR". Dabei analysierte er die Haltung des Westens, 
insbesondere Großbritanniens, das die Folgen des kommunistischen Umsturzes klar 
erkannt habe: die Einbindung der Tschechoslowakei in den sowjetischen SateUiten-
gürtel und ihren Verlust als Teü der westlichen Demokratien. Daneben betonte Pre­
čan, daß die abwartende Reaktion der USA in erster Linie ökonomisch motiviert ge­
wesen sei. Die interessante Frage nach der Reaktion Moskaus auf ein eventueües 
Scheitern des Gottwald-Putsches beantwortete Prečan dahingehend, daß Moskau 
nicht vorgehabt habe, militärisch einzugreifen, daß man aber von einem selbständi­
gen Sieg der Prager Kommunisten überzeugt gewesen sei. In dieser Haltung sei 
Moskau, so Prečan in der Diskussion, durch die stabüe Position der KPTsch be­
stärkt worden. Hingegen fänden sich in den britischen und amerikanischen Akten 
ausschheßHch Hinweise darauf, daß man sich in den westlichen Hauptstädten gefragt 
habe, wieso der Putsch der Kommunisten so schneU erfolgreich hatte sein können. 
An dem Faktum selbst sei nie gezweifelt worden. 
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Die Schlußdiskussion war beherrscht von einem Kurzreferat von Edita Ivaničko­
vá, die einen Einblick in die Bezüge zwischen der tschechoslowakischen Restitution 
und der deutschen Frage nach 1945 gab, da dieses Feld in den vorangegangenen 
Referaten weitestgehend ausgeblendet worden war. Sie definierte die Restitution der 
Tschechoslowakei als identisch mit der Lösung der deutschen Frage, da die Abtren­
nung der Sudetengebiete und die Zerstörung des verbliebenen tschechoslowakischen 
Territoriums durch die Nationalsozialisten damit revidiert worden seien. Einen wich­
tigen Aspekt ihres Referates steUte die These dar, ein bestimmender Teü der deut­
schen Frage sei der Gegensatz zwischen der realen Bedrohung der Tschechen und 
Slowaken und ihres Staatswesens im Kriege einerseits und der durch die Sowjetuni­
on nach 1945 rein propagandistisch aufgeblähten Bedrohung durch Deutschland an­
dererseits gewesen. Dies zeige sich auch daran, daß sämtliche Bündnisverträge in 
Ostmitteleuropa nach 1945 Formeln gegen eine deutsche Aggression enthielten: Die 
deutsche Frage sei mithin ein Hauptargument für die Ausdehnung der sowjetischen 
Einflußsphäre auf das gesamte Ostmitteleuropa gewesen. Detlef Brandes bestätigte 
darüber hinausgehend einen engen Zusammenhang zwischen der deutschen Frage 
und dem Schicksal der Tschechoslowakei schon im Oktober 1939. Die deutsche 
Frage habe des weiteren den „Kitt" für die Anti-Hitler-Koahtion dargesteUt; so sei in 
den Konzepten des britischen Außenministeriums ein Niederhalten Deutschlands 
für einen längeren Zeitraum für unabdingbar gehalten worden. 
Ein weiteres zentrales Diskussionsfeld war die Bewertung der Kleinen Entente, 
die von Peter Krüger als der „Versuch eines internationalen Systems", von Hans 
Mommsen hingegen als „Illusion auf Zwischeneuropa" gesehen wurde. Auch der 
Aspekt der Abwehr habsburgischer Restitutionsansprüche durch die Kleine Entente 
(Eduard Kubů) spielte in der Debatte eine RoUe. Abschheßend wurde kontrovers die 
Frage des Sinngehaltes und der Erfolgsaussichten föderativer Staatswesen und kol­
lektiver Mnderheitenschutzrechte debattiert. 
Insgesamt erbrachte die Tagung eine Vielzahl von Einzelstudien und Aspekten, 
Aktenfunden und Diskussionsansätzen. Eine schlüssige Neuinterpretation wichtiger 
Personen, Faktoren und Ereignisse — „München", Beneš, Mnderheiten, Marshall-
Plan — brachte sie (noch) nicht. Nachdem die tschechischen und slowakischen Kol­
legen die Archive in BerHn, Washington, Paris und London haben nutzen können, 
fällt für sie wie auch für die deutsche Seite eines auf: Die tschechischen und die slo­
wakischen Archive, d. h. die spiegelverkehrte Sicht, fehlt zumeist. Die Chancen, die 
die Archivöffnung in den behandelten Staaten gebracht haben, wären in ihrer Breite 
noch zu nutzen. 
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Neue Erkenntnisse über die ländliche, untertänige GeseUschaft im Rahmen von 
Grund- bzw. Gutsherrschaft, Agrarverfassung und frühneuzeitlichem Staat am Bei-
